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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Verordnung (EWG) des Rates zur Abänderung der Ratsverordnung 
Nr. 1056/72 über die Mitteilung der Investitionsvorhaben von gemeinschaft- 
lichem Interesse auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor an die Kommission 
-- Drucksache 7/3987 — 


A. Bericht des Abgeordneten Scheu 

Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
7/3987 — wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages mit Schreiben vom 9. September 1975 
an den Ausschuß für Wirtschaft zur Beratung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 2. Oktober 1975 beraten. 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, das geltende 
Meldeverfahren für Investitionen im Bereich von 
Investitionsvorhaben von gemeinschaftlichem Inter- 
esse auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssektor 
zu verbessern. Es sollen in Zukunft gemeldet wer- 
den: 

— im Elektrizitätsbereich Investitionspläne von 
mindestens fünf Jahren (bisher drei Jahren, Ar- 
tikel 1), 

— in allen Bereichen Investitionsvorhaben auch 
dann schon, wenn eines oder mehrere der wich- 
tigen Merkmale der Vorhaben noch einer wei- 
teren Überprüfung unterliegen (Artikel 2), 

— Investitionsvorhaben, die sich noch im Stadium 
der Planung befinden (Artikel 3). 

Schließlich wird der Katalog der meldepflichtigen 
Anlagen erweitert (Artikel 4 bis 6). 

Bonn, den 2. Oktober 1975 


Die Meldungen sollen jährlich erfolgen. 

Im Grundsatz hat der Ausschuß keine Bedenken, 
das Meldeverfahren wie vorgeschlagen zu verbes- 
sern, wenn die zusätzlich geforderten Angaben tat- 
sächlich geeignet sind, den Informationsstand wirk- 
sam anzuheben. Der Ausschuß hat sich jedoch ge- 
fragt, ob Angaben über Investitionen im Elektrizi- 
tätsbereich, die sich über einen Zeitraum von fünf 
Jahren erstrecken, geeignet sein können, den Ad- 
hoc-Informationsstand zu verbessern. Angaben über 
Vorhaben, deren Verwirklichung noch in so weiter 
Ferne liegen, können kaum eine realistische Grund- 
lage für Entscheidungen sein. 

Die gleichen Bedenken hat der Ausschuß auch 
dann gegen die Einbeziehung von Investitionsvor- 
haben in die Meldepflicht, wenn sich diese Vor- 
haben noch in einem zu frühen Planungsstadium 
befinden. Die Bundesregierung sollte deshalb nach 
Auffassung des Ausschusses bei den weiteren Bera- 
tungen im Rat darauf bedacht sein, daß von den 
Unternehmen nur solche Angaben erfragt werden, 
die geeignet sind, den Informationsstand realistisch 
zu verbessern. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem Vorschlag der EG-Kom- 
mission Kenntnis zu nehmen. 


Scheu 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/3987 — Kenntnis zu 
nehmen. 

Bonn, den 2. Oktober 1975 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Scheu 

Vorsitzender Berichterstatter 
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